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M O T T O D E S TA G E S

Permanenter Verfassungsverstoß
Das „Pflegeversicherungsurteil“ bietet die Chance zum umfassenden Umbau des Sozialstaates

Dr. Motte: Eine Berliner Frohnatur
vertreibt die Love Parade weltweit

VON MICHAEL PILZ

Der Höhepunkt der Love Parade in
jedem Jahr ist für gewöhnlich
Dr. Mottes freie Rede. Dr. Motte,
der Begründer des beliebten Um-
zugs, ruft dann: „Habt euch alle
lieb! Und habt auch die lieb, die ihr
nicht lieb habt!“ Oder er sagt: „Wir
müssen uns aufmachen für das
Licht.“ Die Tänzer um die Sieges-
säule nehmen diesen Unsinn fröh-
lich hin. Denn Dr. Motte ist so gaga
wie sie selbst an diesem Tag. Sie
grinsen zu ihm hoch und spritzen
sich mit Spielzeugwaffen nass. Im
letzten Jahr hob Dr. Motte nur ein
Muschelhorn und blies hinein. Für
Technofans der ersten Stunde war
das der Beweis: Die Love Parade
klingt hohl. Eine Bewegung leidet
unter Sprachverlust. Mit Techno
hat diese Parade nichts zu tun. In
München ist Oktoberfest, in Köln
der Karneval, Berlin hat seine Love
Parade.

Der Mensch kam 1960 im Berli-
ner Stadtteil Spandau auf die Welt,
hieß Matthias Roeingh, wuchs ohne
Vater auf und hatte es auch in der
Schule schwer. Zunächst war er
Betonbauer. Er wurde Punk in
einer Band, den „Toten Piloten“,
wurde Diskjockey, hieß „Eupho-
rythm“ oder „Holy Language“.
Motte war ein Kürzel für Matthias.
Weil die Tänzer fanden, dass er
„kranke“ Platten spielte, wurde er
zum Doktor ehrenhalber. Krank
bedeutet hier: verrückt, macht aber
Spaß.

Doch Dr. Mottes Kundgebung
zur Love Parade macht doch in
einer Hinsicht Sinn. Sie liefert
einen Überbau, und sei es „Let The
Sunshine In“ beziehungsweise
„Peace On Earth“. Das hat mit
ihrer Tradition zu tun und damit,
dass die Love Parade seit jeher als
politisch motivierte Demo ange-
meldet und gestattet wird. Die
Firma Planetcom, die sie vermark-
tet, spart auf diese Weise sehr viel
Geld. Bei Demos räumt die Stadt
den Müll und forstet auch die
Sträucher wieder auf. Um diese
Last der Firma Planetcom vom
Leib zu halten, ist vor allem
Dr. Motte da. Er führt nicht das Ge-
schäft, er schickt keine Juristen
aus. Er sagt: „Wir leben alle auf der
gleichen Erde.“ Die Teilnehmer
seien „das morphogenetische Feld“
und er „der heilige Kanal in den
Kosmos“. Geweiht zum Party-
Papst.

In diesem Sommer hat die Love

Parade genau deswegen ihr Pro-
blem. Die Gegner der Parade, An-
wohner und Vogelfreunde, haben
sich vor Planetcom und Dr. Motte
für die Demo angemeldet. Planet-

com will die Behörde jetzt verkla-
gen, die angeregt hat, später oder
anderswo die deutsche Hauptstadt
zu durchtanzen. Abgesehen von lo-
gistischen Problemen, Diskjockeys

und Sonderzüge sind bestellt, ist
Dr. Motte schwer mit amtlichen
Belangen zu erreichen. „Ich fahre
meinen eigenen Film für meinen
Geistesfrieden“, sagt er. Dieser
Film ist bunt und wunderschön
und ziemlich überdreht. Stadträte
und Senatoren kommen in dem
Film nicht vor. Die Love Parade
findet am zweiten Juliwochenende
statt, verkündet Dr. Motte. Schließ-
lich sei das immer so.

Der erste Umzug war im Som-
mer 1989, anlässlich von Dr. Mottes
Wiegenfest. Er wollte etwas wie
den „Carnival“ in Londons Stadt-
teil Brixton. Also tanzten 150
Freunde auf dem Ku’damm, der
Berliner Einkaufsmeile, einem
alten Laster hinterher. Angemeldet
war die Feier unter „Friede, Freu-
de, Eierkuchen“. Abrüstung, Tech-
no zur Völkerverständigung und
eine gerechte Verteilung der Nah-
rungsmittel. Damals waren die
Passanten etwas irritiert. Dann
nahm Berlin die Love Parade als
Volksfest an. Seit 1996 schieben
sich die Raver durch den Tiergarten
in Richtung Brandenburger Tor.

Auch Dr. Motte sagt: „Diese Pa-
rade hat mich reich gemacht.“
Doch weil er durchaus ernst meint,
was er jährlich auf der Love Parade
zum Besten gibt, sind seine Lebens-
ziele andere. Der Frieden auf der
Welt, gewiss, dass alle Menschen
sich umarmen und gemeinsam auf
und nieder hüpfen. Darum hat er
auch die Marke „Love Parade“ be-
reits nach Leeds, Paris, nach Wien
und Tel Aviv verkauft. Er möchte
Menschen für die Manifestation ge-
winnen, die noch zwischen ihm und
allen Göttern steht, Gotthilf Fi-
scher war schon da und kommt er-
neut. Der Dalai Lama wäre
Dr. Mottes Traum, das Meer des
Wissens, wie er schwärmt. „Ich bin
nur eine Pfütze“, gibt er zu.

Des Lebens Sinn? Darüber hat er
lange nachgedacht. „Das Leben
selbst“, kommt er zum Schluss,
„das ist der Sinn“. In einem Tech-
noklub hat Dr. Motte sich einmal
ganz nackt gezeigt. Seht her, ich
bin ein Mensch!

Und als im Deutschen Pavillon
zur Expo in Hannover deutsche
Helden Standbüsten aus Gips er-
hielten, war auch Dr. Motte zwi-
schen Thomas Mann und Heinrich
Böll dabei. Von Dr. Motte stammt
der Vers: „Hab Sonne im
Herzen / Ob’s stürmt oder
schneit / Dann bist du im
Leben / Gegen alles gefeit.“

VON JÜRGEN BORCHERT

Die Kommentare waren eindeutig,
seit eh und je. „In jedem Wolfsrudel
gilt selbstverständlich die Instinkt-
regel, dass die Aufzucht des Nach-
wuchses vorrangige Aufgabe für
alle ist. Doch unser hoch organisier-
tes Staatswesen verfügt nicht mal
über den Verstand eines Wolfsru-
dels. Ich habe den Eindruck, die in
Bonn können die Entscheidungen
des Bundesverfassungsgerichts
nicht lesen. Sie sehen einfach nicht,
dass sie Gesetze diskutieren und
entwerfen, die zu nichts anderem
führen als dazu, dass sie für verfas-
sungswidrig erklärt werden“, sagte
Wolfgang Zeidler, Präsident des
Bundesverfassungsgerichts im
Jahre 1984. Zwölf Jahre später
meinte sein Kollege Söllner, Be-
richterstatter im Trümmerfrauen-
urteil: „Es wäre nützlich, wenn die
politisch Verantwortlichen sich die-
ses Urteil auch im Hinblick auf die
Pflegeversicherung ansehen wür-
den.“ Noch einmal ein Jahr später
insistierte der damalige Gerichts-
präsident Roman Herzog: „Ich bitte
aber, zur Kenntnis zu nehmen, dass
das, was hier steht, blutiger Ernst
ist, dass wir gegenüber dem Gesetz-
geber zwar großzügig sind, dass wir
uns im Interesse der Familien aber
nicht alles gefallen lassen!“ Alle
diese Warnungen waren vergeblich.
Die deutsche Sozialpolitik scheint
entschlossen zu sein, an ihrer ver-
fassungsfeindlichen Praxis festzu-
halten.

Mit seinem neuesten Urteil hat
das Bundesverfassungsgericht die
Beitragsgestaltung in der Pflegever-
sicherung beanstandet. Der Gesetz-
geber des Jahres 1994 hätte die zu-
nehmende Kinderlosigkeit nicht
ignorieren dürfen und die Kinderer-
ziehung bei der Beitragsbemessung

berücksichtigen müssen. Während
Eltern wegen der Kinder Konsum-
verzicht übten, erwüchsen Kinder-
losen entsprechende Einkommens-
vorteile. Dies verstoße gegen das
Gleichbehandlungsgebot in Verbin-
dung mit dem Gebot zur Familien-
förderung. Die Korrektur habe auf
der Beitragsseite stattzufinden und
müsse bis Ende des Jahres 2004 ab-
geschlossen sein. Auf die Bedeutung
der Entscheidung auch für andere
Zweige der Sozialversicherung
wurde ausdrücklich hingewiesen.
Damit hat das Bundesverfassungs-
gericht klargestellt, dass das Urteil
auch für die Rentenversicherung
Konsequenzen haben muss.

Wie die Lösung konkret aussehen
soll, hat das Gericht – wie immer –
offen gelassen. Die Festlegung auf
die Beitragsseite und die Verwen-
dung steuertypischer Begriffe legt
jedoch für die Pflegeversicherung
den Abzug von Kinderfreibeträgen
vom Bemessungsentgelt nahe. Bei
zwei Kindern und einem Einkom-
men von 60 000 Mark würde dies
bedeuten, dass der 1,7 prozentige
Beitrag abzüglich der Kinderfreibe-
träge von rund 10 000 Mark je Kind
nur von 40 000 Mark erhoben würde
– mithin eine Entlastung von 340
Mark im Jahr. Ob man darin eine
angemessene Berücksichtigung der
Erziehungsleistung sehen kann, er-
scheint denn doch sehr fraglich.

Familienpolitisch hat die Ent-
scheidung deswegen eine außeror-
dentlich große Bedeutung, weil sie
den Blick auf die Defizite der Bei-
tragsstrukturen in der Sozialversi-
cherung lenkt und die Beachtung
der demographischen Entwicklung
erzwingt. Darüber hinaus ist höchst
bemerkenswert, dass das Gericht
dem Gesetzgeber die Befugnis zuge-
sprochen hat, eine umfassende
Volksversicherung einzurichten.

Gerade deshalb ist das Urteil aber
auch ein Stück weit enttäuschend.
Denn mit einer echten Volksversi-
cherung könnte der Gesetzgeber mit
dem Unsinn des gegliederten Sys-
tems aufräumen und eine einheitli-
che Beitragsgestaltung durchsetzen.
Das hätte das Gericht zumindest
andeuten können.

Es fragt sich in diesem Zusam-
menhang weiter, weshalb das Ge-
richt nicht an seinen Beschluss zur
Krankenversicherung der Rentner
erinnert hat, dass auch Kapitalein-
künfte und Vermögen dem Beitrags-
zugriff offen stehen. Immerhin lässt
sich nicht leugnen, dass die Lohn-
quote gerade aus demographischen
Gründen absinkt. Ebenso hätte eine
diesbezügliche Verbreiterung der
Finanzierungsbasis neben der Sta-
bilisierung des Systems einen
Gleichheitszuwachs zwischen Fa-
milien und Kinderlosen zur Folge.
Denn Kinderlose können, was das
Gericht deutlich unterstreicht,
wegen ihrer fehlenden Unterhalts-
lasten in ungleich größerem Umfang
als Familien Vermögen bilden.

Um das Urteil in Intention und
Reichweite verstehen zu können,
muss es im Kontext des Trümmer-
frauenurteils vom Jahre 1992 gese-
hen werden. Dort hatten die Rich-
ter die „bestandserhaltende Be-
deutung“ der Kindererziehung
zwar erkannt, ihre minderwertige
Behandlung jedoch mit ihrer „Un-
gleichartigkeit“ gerechtfertigt;
Geldbeiträge könnten sofort wie-
der ausgeschüttet werden. Von die-
ser Position ist das Gericht nun-
mehr abgerückt und hat sich offen-
bar der ökonomisch wohl
begründeten Ansicht angeschlos-
sen, nach der Geld- und Kinder-
beiträge gleichwertig sind; das he-
rausragende Kriterium beider Bei-
träge sei der Konsumverzicht.

Dass das letzte Urteil sofortige
Konsequenzen für die Rente ver-
langt, steht außer Zweifel. Die an-
ders lautenden Äußerungen der für
die Reform (mit)verantwortlichen
Herren Riester, Rürup, Ruland sind
vor dem Hintergrund ihrer ein-
schlägigen Funktionen zu sehen.
Denn: Die Regelungen zur Höherbe-
wertung der Kindererziehung in der
soeben verabschiedeten Rentenre-
form nehmen gerade nicht die Kin-
dererziehung in den Blick, sie sind
erwerbsabhängig. Überdies be-
schränken sie sich auf Geburten ab
1992, werden also erst „in fernerer
Zukunft wirksam“: Das reicht
nicht. Drittens findet der Ausgleich
durch „Anrechnung“ der Kinderer-
ziehungszeiten nicht zwischen den
begünstigten Kinderlosen und be-
nachteiligten Eltern statt, sondern
dafür müssen die Kinder der be-
dachten Mütter selbst geradeste-
hen! Vollends absurd wird das
ganze Rentenrecht, wenn nun für
den „konstitutiven“ Beitrag Bun-
deszahlungen und diese sogar noch
aus dem Ertrag der Verbrauch-
/Ökosteuern aufgebracht werden,
weil derartige Steuern überpropor-
tional von den Eltern selbst aufge-
bracht werden.

Fraglich ist also nur, ob das Ge-
richt auch die gesetzliche Kranken-
versicherung in den Reformauftrag
einbeziehen wollte. Da rund die
Hälfte des Leistungsvolumens an
Senioren geht, wäre diese Interpre-
tation nicht abwegig. Allerdings
stellt sich dann die Frage, warum
das Gericht sich nicht eindeutiger
äußerte. Wie auch immer: Das Urteil
bietet die Chance zu einem umfas-
senden Umbau des Sozialstaats. Sie
muss genutzt werden.

Jürgen Borchert ist Richter am
Landessozialgericht in Darmstadt

Familienpolitik wie 
in der DDR

Zu: „Selbstverwirklichung beginnt
in der Familie“; WELT vom
30. März

Man traut seinen Augen nicht!
Während die Familienministerin
Christine Bergmann und andere
SPD-Politiker für mehr Berufstä-
tigkeit der Frauen und Mütter
werben, sich für Ganztagsschulen
einsetzen, schreibt Kanzler Schrö-
der in der WELT einen unglaubli-
chen Artikel. Scheinheiliger geht
es wirklich nicht mehr. Der Kanz-
ler schwärmt von der „Selbstver-
wirklichung der Frau in der Fami-
lie“, von „Individualismus“, vom
„sozialen Netz der Familie“ und so
weiter, aber seine eigene Regie-
rung macht genau das Gegenteil
und erinnert in ihrer Familienpoli-
tik deutlich an die Sozialpolitik in
der ehemaligen DDR.

Alice Krähmer
89287 Bellenberg

Zu welchen Graden an Heuchelei
muss man eigentlich fähig sein,
wenn man als drei Mal Geschiede-
ner Sätze wie diesen aufschreiben
lässt: „Wenn Menschen gezwungen
sind, zwischen einem glücklichen
Familienleben und einer erfolgrei-
chen Karriere zu wählen, haben
wir alle von vornherein verloren.“
Das wäre der erste Bundeskanzler,
der zu diesem Amt gezwungen
wurde, oder hat Gerhard Schröder
Familien so gerne, dass er sich
gleich vier davon anschafft? Ge-
zeichnet: Ein einigermaßen kon-
sternierter Familienvater

Stephan Gößl
01309 Dresden

Stillschweigender Genuss 
von Sonderrechten

Zu: „Die Ehe ist mehr als eine Le-
bensgemeinschaft“; WELT vom
3. April

Da maßt sich doch Frau Merkel
als CDU-Vorsitzende eine Famili-
enpolitik an, die ihr als kinderlos
wie auch immer gar nicht zustehen
kann. Mit ihrer spät geschlossenen
Ehe genießt sie aber doch sehr
wohl stillschweigend alle dadurch
entstandenen finanziellen Rechte,
jetzt und auch später. Kein Wort
verliert sie über solche Quasifami-
lien!

Alfred Hartwig
92637 Weiden

Weder Frau Merkel noch sonst je-
mand konnte mir bisher nachvoll-
ziehbar erklären, warum eine kin-
derlose Ehe, die oftmals auf Grund
bewusster Entscheidung beider
Partner kinderlos bleibt, mehr fi-

nanzieller und sonstiger Förde-
rung durch den Staat bedarf als
meine Partnerschaft mit meinem
Lebensgefährten. Kinderlose Ehe-
paare in unserem Bekanntenkreis
bekommen im öffentlichen Dienst
noch einen Verheiratetenzuschlag,
obwohl sie beide gut verdienen;
wenn ich meinen Partner während
der Zeit seiner Arbeitslosigkeit
und Sperre des Arbeitslosengeldes
finanziell mittrage (und nicht zum
Sozialamt schicke), darf ich diese
nicht unerhebliche Belastung
nicht einmal steuerlich geltend
machen. Frau Merkel – und ihre
Partei – sollten sich endlich be-
wusst werden, dass Homosexuali-
tät kein freiwillig gewählter Le-
bensweg ist, sondern eine angebo-
rene Veranlagung. Deshalb ist es in
der Regel auch keine freiwillige
„Entscheidung von Menschen,
ihren Lebensentwurf in anderen
Formen von Partnerschaft zu ver-
wirklichen“, sondern ein von Gott
(oder der Natur) vorgegebener Le-
bensweg.

Wolfgang Krauth
69181 Leimen

Frau Merkel verwechselt die Be-
griffe Ehe und Familie. Stünden
die CDU und Frau Merkel wirk-
lich „mitten im Leben“, dann
wüssten sie auch, dass es viele les-
bische und schwule Paare mit Kin-
dern, viele lesbische und schwule
Familien gibt. Die eingetragene
Lebenspartnerschaft ist kein An-
griff auf die Ehe und erst recht
kein Angriff auf Familien mit Kin-
dern. Sie sorgt vielmehr dafür,
dass die Rechtlosigkeit homosexu-
eller Partnerschaften endlich be-
endet wird. Sie nimmt niemandem
etwas weg. Durch die eingetragene
Lebenspartnerschaft wird keine
einzige Ehe weniger geschlossen.
Eingetragene Partnerinnen und
Partner werden natürlich fürei-
nander sorgen, und dies auch in fi-
nanzieller Hinsicht. Der Staat
wird also auch entlastet.

Martin Kuhlmann
Salzgitter

Kirchenleitung verwehrt 
elementares Recht

Zu: „Vatikan-Priester missbrauch-
ten Nonnen“; WELT vom 23. März

Keineswegs stimmt die be-
schwichtigende Erklärung des Va-
tikan-Sprechers und Opus-Die-
Mannes Joaquin Navarro-Valls,
dass das Sexualproblem der Pries-
ter „sich auf ein geographisch be-
grenztes Gebiet beschränkt“. In
Deutschland ist dieses Problem
kaum geringfügiger. Als ich schon
1978 in meinem Buch „Eros und
Klerus“ praktisch als Erster da-
rauf hinwies, dass in Deutschland

mehr als ein Drittel der katholi-
schen Priester den Zölibat mit
Frauen und Nonnen bricht, ein
knappes weiteres Drittel homose-
xuell lebt, bescheinigten mir auch
große Magazine wie „Spiegel“ und
„Stern“, mit meinen Thesen richtig
zu liegen. Die Problematik hat sich
seitdem in den deutschsprachigen
Ländern angesichts des immer
stärker ausufernden sexuellen Li-
bertinismus in den elektronischen
Medien eher noch verschärft, wie
ich in meinem kürzlich erschiene-
nen Buch „Casanovas in Schwarz“
detailliert schildere. Dabei geht es
mir nicht um eine Diffamierung
der zum Eunuchentum verurteilten
Diener des kirchlichen Systems.
Die Ursache des Problems liegt
doch eindeutig bei einer Kirchen-
leitung, die ihren etwa 400 000
hauptamtlichen Funktionären ein
elementares Menschenrecht – die
geschlechtliche Liebe zu einer
Frau – verweigert, so dass diese
dann wildern gehen, wo es am
leichtesten ist, eben bei Nonnen,
Pfarrhaushälterinnen und katholi-
schen Mädchenjugendführerinnen,
was manchen Bischöfen, wie sie
hinter vorgehaltener Hand zuge-
ben, noch lieber ist, als dass sie
Kinder und Jugendliche verführen.

Prof. Dr. Hubertus Mynarek,
55571 Odernheim

Franzosen beschämen 
Deutsche

Zu: „Castor, Chaos, Kälte“; WELT
vom 29. März

In Frankreich fahren Castor-
Transporte auf Straßen, mitunter
unter Begleitung eines Polizeibe-
amten, der auf einem Motorrad vor
dem Castor fährt und im Wesentli-
chen verkehrsregelnde Aufgaben
wahrnimmt. Bei uns unvorstellbar!
Müssen wir uns nicht von den
Franzosen, die wie wir eine Füh-
rungsposition in Europa innehaben
und viel für den Klimaschutz durch
Verringerung von Kohlendioxidab-
gasen tun, beschämen lassen?

Martha Schmidtberg
48268 Greven

Heimatvertriebene waren
keine „Habenichtse“

Zu: „Bilder aus einem oft ver-
drängten Kapitel der Geschichte“;
WELT vom 21. März

Mit Interesse las ich – Heimat-
vertriebene aus Marienburg/West-
preußen (71) – den im Großen
Ganzen ausgewogenen Artikel, bis
ich mit Entsetzen auf die letzten
Ausführungen stieß, die die wirt-
schaftliche Eingliederung von
weit mehr als zwölf Millionen
„Habenichtsen“ loben. Wie kann
man meinen Landsleuten – ver-
trieben, entwurzelt, geschändet,
ihres im Osten hinterlassenen Be-
sitzes oder gar der letzten Bündel,
die man noch tragen konnte, be-
raubt – den Stempel von „Habe-
nichtsen“ aufdrücken? Diesen
„Habenichtsen“ wurde obendrein
noch eine angemessene Entschä-
digung endgültig verwehrt. Wie
kann man mit meinem Volk aus
dem Osten Deutschlands so un-
sensibel umgehen?

Christel Holm
25436 Tornesch

Die Antwort
Es war Josef Stalins teuflische
Idee, mit den ihres Eigentums be-
raubten Menschen aus dem deut-

schen Osten, der Tschechoslowakei
und Südosteuropa einen sozialen
Sprengsatz in Rumpfdeutschland
zu zünden. Dass dieses Kalkül
nicht aufging, ist dem zähen
Selbstbehauptungswillen der Hei-
matlosen, die im Gegensatz zu den
Heimatverbliebenen tatsächlich
bei null beginnen mussten, und
einer gegen manche kleinliche Wi-
derstände durchgesetzten Einglie-
derungspolitik zu verdanken.
Buchstäblich aus wilder Wurzel
entstanden neue Betriebe und
ganze Industrien; für dieses Wun-
der des Neuanfangs stehen Ortsna-
men wie Kaufbeuren-Neugablonz,
Waldkraiburg und Bubenreuth in
Bayern oder Rhein-bach und Es-
pelkamp in Nordrhein-Westfalen,
um nur einige herauszugreifen. Die
größte materielle Not konnte gelin-
dert werden. Aus „Habenichtsen“ –
das Wort wurde von mir wohlweis-
lich in Anführungszeichen gesetzt,
war also überhaupt nicht als Stig-
matisierung gedacht – wurden in
der Regel gleichberechtigte Teil-
nehmer an dem deutschen Wieder-
aufbauwerk.
„Niemand verhungerte, es gab
keine Unruhen“, resümierte 1964
der Bonner Staatssekretär Peter
Paul Nahm, wahrscheinlich der
beste Kenner der Materie. „Damit
aber wurde die deutsche Not der

Optik entzogen, und der Griff an
das Herz der Welt blieb uns ver-
sagt.“ Nahm wollte damit sagen:
Die Politik ging über das Thema
Vertreibung hinweg. Erst jetzt
wird es, siehe die Dokumentation
von MDR und NDR, vorsichtig aus
dem Aktenschrank der Geschichte
geholt. Die Eingliederung ist zwei-
fellos gelungen, wenn man sie auf
den Arbeitsplatz, die Wohnung
und die soziale Absicherung be-
zieht. Das gilt freilich nicht für die
Sozialstruktur in toto. Nur ein
Drittel der ehemals Selbstständi-
gen wurde bis 1960 in der Bundes-
republik wieder selbstständig. Am
stärksten traf die soziale Um-
schichtung die Landwirte. Bei
großzügigster Rechnung konnten
nur 14 Prozent wieder auf eigenem
Grund und Boden wirtschaften.
Offen ist weiter die Eigentumsfra-
ge der Vertriebenen, auch wenn die
Politik darüber hinweggehen
möchte.
Der Lastenausgleich (LAG) hatte
übrigens lediglich die Funktion
einer Nutzungsentschädigung.
Denn das Gesetzes bestimmt, dass
die Annahme von LAG-Leistun-
gen „keinen Verzicht auf die Gel-
tendmachung von Ansprüchen auf
Rückgabe des zurückgelassenen
Vermögens bedeutet“.

Gernot Facius

„Habt euch alle lieb! Und habt auch die lieb, die ihr nicht lieb habt!“ Dr. Motte, der Er-
finder der Berliner Love Parade krönt diese jährlich mit einer kurzen Ansprache an der
Siegessäule FOTO: POPEYE
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Fleiß für die falschen Ziele ist noch schädlicher 
als Faulheit für die richtigen.

Peter Bamm (Chirurg und Schriftsteller, 1897 bis 1975)

B R I E F W E C H S E L

Leser schreiben – die Zeitung antwortet

Leserbriefe geben die Meinung un-
serer Leser wieder, nicht die der
Redaktion. Wir freuen uns über
jede Zuschrift, müssen uns aber
das Recht zur Kürzung vorbehal-
ten. Aufgrund der sehr großen
Zahl von Leserbriefen, die bei uns
eingehen, sind wir nicht in der
Lage, jede einzelne Zuschrift zu
beantworten. Die Anschrift lautet:

DIE WELT, Brieffach 2410
10888 Berlin, 
Fax: (030) 25 91 - 16 08, 
E-Mail: forum@welt.de
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